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1. Instanz

Aktenzeichen S 4 RS 7/16
Datum 15.10.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 398/18
Datum 19.05.2020

3. Instanz

Datum -

Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Ã�berprÃ¼fung eines bestandskrÃ¤ftig
gewordenen Bescheides Ã¼ber nachgewiesene Zeiten der zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung der technischen Intelligenz (AVItech) nach dem Anspruchs- und
AnwartschaftsÃ¼berfÃ¼hrungsgesetzes (AAÃ�G) gemÃ¤Ã� Â§ 44 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch (Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz â�� SGB X)
umstritten.

Der am â�¦ 1951 geborene KlÃ¤ger ist ausweislich der Urkunde der Ingenieurschule
fÃ¼r Ho. Dr. vom 15. August 1974 berechtigt, die Berufsbezeichnung Ingenieur zu
fÃ¼hren. Nach dem Sozialversicherungsausweis (SV-Ausweis) war er ab September
1974 als Technologe im volkseigenen MÃ¶belkombinat (VE MK), ab Januar 1976 als
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Leiter Wissenschaftliche Arbeitsorganisation und Material im volkseigenen Betrieb
(VEB) P. H. und ab Januar 1983 dort als Ã¶konomischer Leiter versicherungspflichtig
beschÃ¤ftigt. Mit Wirkung vom 1. April 1984 wurde er vom Generaldirektor des VEB
MK D. zum Betriebsdirektor des VEB P. H. berufen. Unter dem 10. Mai 1990 verwies
der Generaldirektor des VEB MK Dr.-He. auf die Verordnung vom 1. MÃ¤rz 1990 zur
Umwandlung von VEB in Kapitalgesellschaften und den Beschluss des Ministerrates
vom 15. MÃ¤rz 1990 zum Statut der Anstalt zur treuhÃ¤nderischen Verwaltung des
Volkseigentums (Treuhandanstalt), wonach der Prozess der Umwandlung der
Betriebe des VEB MK Dr.-He. in GmbH bis zum 30. Juni 1990 abzuschlieÃ�en sei.
Zum Tag der Registrierung des umgewandelten VEB als GmbH erlÃ¶sche der
volkseigene Betrieb. Zu diesem Tag werde der KlÃ¤ger von der Funktion als
Betriebsdirektor abberufen. ZukÃ¼nftiger Partner fÃ¼r alle Sachverhalte, die nach
dem 30. Juni 1990 vorlÃ¤gen, werde die Treuhandanstalt sein, sodass der KlÃ¤ger
bis zur BestÃ¤tigung durch den Aufsichtsrat als vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
tÃ¤tig sein werde. Mit Wirkung vom 28. Juni 1990 trat der zwischen dem KlÃ¤ger
fÃ¼r die I. GmbH i.G. und Treuhandanstalt, AuÃ�enstelle H., geschlossene
Anstellungsvertrag in Kraft, wonach der KlÃ¤ger der (vorlÃ¤ufige)
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der Gesellschaft werde. Der KlÃ¤ger vertrete und fÃ¼hre die
Gesellschaft nach MaÃ�gabe der Vorschriften des Gesellschaftsvertrages der
Gesellschaft und den Bestimmungen der Gesellschafter sowie nach MaÃ�gabe der
Gesetze und der GeschÃ¤ftsordnung fÃ¼r die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrung (Â§ 1 Abs. 1 und
2 des Anstellungsvertrages). Der KlÃ¤ger habe fÃ¼r die wirtschaftlichen,
finanziellen und organisatorischen Belange der Gesellschaft in bester Weise Sorge
zu tragen und die ihm obliegenden Pflichten nach Sorgfalt eines ordentlichen
Kaufmanns wahrzunehmen (Â§ 1 Abs. 3 und 4 des Anstellungsvertrages). Wegen
der weiteren Einzelheiten des Anstellungsvertrages wird auf Blatt 8 bis 12 der
Verwaltungsakte Teil 1 Bezug genommen.

Mit bestandskrÃ¤ftigem Bescheid vom 10. Februar 2003 stellte die
Bundesversicherungsanstalt fÃ¼r Angestellte, deren Rechtsnachfolger die Beklagte
ist, den Zeitraum vom 1. September 1974 bis zum 31. Dezember 1982 und vom 1.
April 1984 bis zum 30. Juni 1990 als nachgewiesene Zeiten der AVItech nach dem
AAÃ�G fest. In der Zeit vom 1. Januar 1983 bis zum 31. MÃ¤rz 1984 sei der KlÃ¤ger
nicht entsprechend seiner Qualifikation beschÃ¤ftigt gewesen.

Am 10. Juli 2014 beantragte der KlÃ¤ger â�� zum wiederholten Mal â�� die
Feststellung zusÃ¤tzlicher Verdienste in Form der JahresendprÃ¤mien.
DiesbezÃ¼glich werde auf eine beglaubigte Kopie des Mitgliedsausweises der SED
verwiesen.

Mit Bescheid vom 11. Juni 2015 teilte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit, den
Feststellungsbescheid vom 10. Februar 2003 Ã¼berprÃ¼ft und festgestellt zu
haben, dass das AAÃ�G nicht anwendbar sei. Der Feststellungsbescheid vom 10.
Februar 2003, mit dem die Zeiten vom 1. September 1974 bis 31. Dezember 1982
und vom 1. April 1984 bis zum 30. Juni 1990 als Pflichtbeitragszeiten nach dem
AAÃ�G festgestellt worden seien, sei rechtswidrig. Er kÃ¶nne aber nicht nach Â§ 45
SGB X zurÃ¼ckgenommen werden. Es bestehe kein Anspruch auf die Feststellung
von hÃ¶heren Verdiensten nach dem AAÃ�G (Â§ 48 Abs. 3 S. 1 SGB X). Die
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Pflichtbeitragszeiten nach dem AAÃ�G seien zu Unrecht anerkannt worden, da
dieses Gesetz auf den KlÃ¤ger nicht anwendbar sei. Der KlÃ¤ger, der als Ingenieur
Ã¼ber den erforderlichen fÃ¶rmlichen Berufsabschluss verfÃ¼gt habe, sei am
Stichtag des 30. Juni 1990 nicht im Schwerpunkt einer der beruflichen Qualifikation
entsprechenden ingenieurtechnischen BeschÃ¤ftigung tatsÃ¤chlich tÃ¤tig gewesen.
Denn gemÃ¤Ã� dem Anstellungsvertrag, der am 28. Juni 1990 in Kraft getreten sei,
sei er als vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der I. GmbH i.G. schwerpunktmÃ¤Ã�ig
mit kaufmÃ¤nnischen Arbeitsaufgaben beschÃ¤ftigt und nicht im Schwerpunkt
entsprechend seiner beruflichen Qualifikation als Ingenieur der Fachrichtung
Holztechnik tÃ¤tig gewesen. Somit hÃ¤tten am Stichtag 30. Juni 1990 die
sachlichen Voraussetzungen fÃ¼r einen fiktiven Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage zur AVItech nicht vorgelegen. Eine vollstÃ¤ndige oder teilweise
RÃ¼cknahme des Bescheides vom 10. Februar 2003 sei jedoch nicht zulÃ¤ssig. Es
verbleibe deshalb bei den rechtswidrig festgestellten Pflichtbeitragszeiten nach dem
AAÃ�G. Die Bestandskraft des Bescheides vom 10. Februar 2003 erstrecke sich
jedoch nur auf die bereits festgestellten Tatsachen. Weitere Rechte kÃ¶nnten
daraus nicht abgeleitet werden.

Den hiergegen eingelegten â�� nicht begrÃ¼ndeten â�� Widerspruch des KlÃ¤gers
wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 26. Mai 2016 zurÃ¼ck.

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 29. Juni 2016 Klage beim Sozialgericht Halle erhoben
und die Feststellung hÃ¶herer Verdienste weiterverfolgt. Er sei mit Urkunde vom 1.
April 1984 zum Betriebsdirektor des VEB P. H. berufen worden und habe ausweislich
des Eintrags im SV-Ausweis bis zum 30. Juni 1990 sein Entgelt vom VEB P. H.
erhalten. Von der Funktion als Betriebsdirektor habe er nach dem Schreiben des
VEB MK Dr.-He. vom 10. Mai 1990 als abberufen gelten sollen, wenn die
Umwandlung des volkseigenen Betriebes in eine GmbH durch Eintrag in das
Handelsregister erfolgt sei. Folgend habe er â�� der KlÃ¤ger â�� einen Vertrag als
vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer erhalten. Der Vertrag sei insoweit lediglich zur
ErfÃ¼llung der Funktion zu sehen, die im Schreiben des VEB MK Dr.-He. schon
festgehalten worden sei. Dort werde ausgefÃ¼hrt, dass nach dem 30. Juni 1990 die
Treuhandanstalt statt des Kombinats die Ã¼bergeordnete Stelle sei, und er â�� der
KlÃ¤ger â�� ab diesem Zeitpunkt als vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer gelten solle.
Insoweit sei auch aus dem Sozialversicherungsausweis ersichtlich, dass er ab dem
1. Juli 1990 eigentlich noch als Betriebsdirektor angesehen worden sei, jedoch dann
als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer eingetragen worden sei. Die Registrierung der GmbH sei
ausweislich des Handelsregisterauszuges am 5. September 1991 erfolgt. Erst zu ab
diesem Zeitpunkt habe er â�� der KlÃ¤ger â�� als Betriebsdirektor als abberufen
gegolten. Zusammenfassend sei damit festzustellen, dass er zum 30. Juni 1990 in
der Hauptsache als Betriebsdirektor des VEB P. H. anzusehen und deshalb weiterhin
in die AVItech einzubeziehen sei.

Mit Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung vom 15. Oktober 2018 hat das
Sozialgericht die Klage abgewiesen. Die zulÃ¤ssige Klage sei unbegrÃ¼ndet. Der
Bescheid der Beklagten vom 11. Juni 2015 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 26. Mai 2016 sei rechtmÃ¤Ã�ig und beschwere den
KlÃ¤ger nicht im Sinne von Â§ 54 Abs. 2 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Die
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Beklagte habe zu Recht festgestellt, dass der Bescheid vom 10. Februar 2003
rechtswidrig begÃ¼nstigend fÃ¼r den KlÃ¤ger, jedoch nicht zurÃ¼ckzunehmen sei,
sodass auch kein Anspruch auf Feststellung hÃ¶herer Arbeitsentgelte bestehe. Die
Vorschriften des AAÃ�G fÃ¤nden auf den KlÃ¤ger keine Anwendung. Denn der
KlÃ¤ger sei am maÃ�geblichen Stichtag, dem 30. Juni 1990, als dem Zeitpunkt der
SchlieÃ�ung der Zusatzversorgungssysteme, nicht entsprechend seiner durch das
technische Studium erlangten Qualifikation beschÃ¤ftigt, sondern als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der I. GmbH i.G. tÃ¤tig gewesen. Abzustellen sei nach der
stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) auf die tatsÃ¤chlichen
VerhÃ¤ltnisse am 30. Juni 1990, sodass es fÃ¼r die Frage, ob das AAÃ�G auf den
KlÃ¤ger Anwendung finde, darauf ankomme, welche TÃ¤tigkeit er zu diesem
Zeitpunkt fÃ¼r welchen Arbeitgeber verrichtet habe. Zutreffend habe der KlÃ¤ger
darauf hingewiesen, dass der VEB P. H., dessen Betriebsdirektor er seit dem 1. April
1984 gewesen sei, erst mit der Eintragung der I. GmbH in das Handelsregister am 5.
Februar 1991 seine RechtsfÃ¤higkeit verloren habe. Eine am 30. Juni 1990 in
diesem VEB ausgeÃ¼bte BeschÃ¤ftigung wÃ¤re daher noch versorgungsrelevant,
wenn auch die weiteren Voraussetzungen hierfÃ¼r vorgelegen hÃ¤tten. Angesichts
des Anstellungsvertrages mit der Treuhand sei der KlÃ¤ger jedoch ab dem 28. Juni
1990 nicht mehr als Betriebsdirektor, sondern als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer und damit
nicht im Sinne seiner erlangten ingenieurtechnischen Qualifikation tÃ¤tig gewesen.
In diesem Zusammenhang sei darauf hinzuweisen, dass zwar auch
Betriebsdirektoren mÃ¶glicherweise nicht Ã¼berwiegend ingenieur-technisch
beschÃ¤ftigt gewesen sein kÃ¶nnten; jedoch fÃ¼hre die ausdrÃ¼ckliche
ErwÃ¤hnung dieser Berufsgruppe in der Zweiten DurchfÃ¼hrungsbestimmung zu
einer entsprechenden Anwendung dieses Zusatzversorgungssystems.
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer einer GmbH bzw. einer GmbH i.G. gehÃ¶rten hingegen nicht
dazu, auch wenn der KlÃ¤ger nach dem Schreiben des Generaldirektors des VE MK
vom 10. Mai 1990 von seiner Funktion als Betriebsdirektor mit dem Zeitpunkt der
Eintragung des in eine GmbH umgewandelten VEB habe entbunden werden sollen.
TatsÃ¤chlich sei der KlÃ¤ger ab dem 28. Juni 1990 als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der
GmbH i.G. und nicht mehr als Betriebsdirektor des VEB tÃ¤tig gewesen. Hieran
Ã¤nderten auch die AusfÃ¼hrungen in dem Schreiben des Generaldirektors vom 10.
Mai 1990 fÃ¼r Sachverhalte nach dem 30. Juni 1990 nichts, da der
Anstellungsvertrag mit der Treuhand (schon) mit Wirkung vom 28. Juni 1990
geschlossen worden sei. Gegen die TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
der GmbH i.G. spreche auch nicht die Eintragung in seinem SV-Ausweis, die fÃ¼r
die Zeit bis zum 30. Juni 1990 der VEB P. H. vorgenommen habe, denn der
Anstellungsvertrag weise als Zeitpunkt des Inkrafttretens eindeutig den 28. Juni
1990 und nicht den 1. Juli 1990 aus. Dieses Inkrafttreten an genau diesem Tag
werde auch dadurch plausibel, dass der Gesellschaftsvertrag der GmbH an diesem
Tag geschlossen worden und diese ohne einen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer nicht
handlungsfÃ¤hig gewesen sei. Daraus folge, dass der KlÃ¤ger ab diesem Tag fÃ¼r
diesen Arbeitgeber tÃ¤tig geworden und damit nicht mehr als Betriebsdirektor des
VEB beschÃ¤ftigt gewesen sei, auch wenn die Eintragung der GmbH erst spÃ¤ter
erfolgt und damit die RechtsfÃ¤higkeit des VEB nach dem 30. Juni 1990 geendet sei.
Demzufolge komme die Feststellung zusÃ¤tzlicher Arbeitsentgelte im Sinne von
mÃ¶glicherweise gezahlten JahresendprÃ¤mien nicht in Betracht.
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Gegen das ihm am 29. Oktober 2018 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 24.
November 2018 Berufung beim Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er ausgefÃ¼hrt, rechtlich gesehen sei er Betriebsdirektor des
VEB P. H. und ab dem 28. Juni 1990 vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer der I. GmbH
i.G. gewesen. Allein die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrerstellung bedeute jedoch nicht, dass er
nicht mehr als Betriebsdirektor tÃ¤tig gewesen sei. Er sei von dieser Funktion nicht
entbunden gewesen. Auch praktisch sei er noch voll mit den Aufgaben des
Betriebsdirektors betraut und beschÃ¤ftigt gewesen. Denn der VEB habe noch
existiert und sei von ihm geleitet worden. Es sei die Produktion aufrechtzuerhalten
und dazu noch die Abwicklung bzw. Ã�bergabe an den Rechtsnachfolger
vorzubereiten gewesen. Letztendlich habe der VEB erst am 5. Februar 1991 mit der
Eintragung der GmbH in das Handelsregister aufgehÃ¶rt zu existieren. Auch das
Schreiben des Kombinats, dem der VEB unterstellt gewesen war, zeige deutlich auf,
dass er weiter als Betriebsdirektor tÃ¤tig gewesen sei. Die Funktion als
GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer werde nach dem 30. Juni 1990 und als vorlÃ¤ufig angesehen,
soweit die Umwandlungsdokumente des VEB dem nicht entgegenstÃ¼nden. Nach
alledem sei davon auszugehen, dass er auch am 30. Juni 1990 entsprechend seiner
Qualifikation beschÃ¤ftigt gewesen sei.

Der KlÃ¤ger beantragt ausdrÃ¼cklich,

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 15. Oktober 2018 aufzuheben und insoweit
die Beklagte zu verurteilen, den KlÃ¤ger unter Aufhebung des Bescheides vom 11.
Juni 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Mai 2016 weiterhin in
das Zusatzversorgungssystem technischen Intelligenz einzubeziehen und hÃ¶here
Verdienste festzustellen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt das angefochtene Urteil fÃ¼r zutreffend. Arbeitgeber des KlÃ¤gers am 30.
Juni 1990 sei seit dem 28. Juni 1990 die Treuhandanstalt. Die Funktion des KlÃ¤gers
ab dem 28. Juni 1990 sei die eines vorlÃ¤ufigen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrers und nicht
mehr die eines Betriebsdirektors gewesen. Die GeschÃ¤ftsfÃ¼hrertÃ¤tigkeit
entspreche nicht der in der Fachstudienrichtung "Holztechnik" erlangten
Ingenieurqualifikation des KlÃ¤gers.

Die Beteiligten haben sich Ã¼bereinstimmend mit einer Entscheidung des Senats
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (SchriftsÃ¤tze vom 28.
November 2019 und 2. MÃ¤rz 2020).

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der
Verwaltungsakte der Beklagten, die sÃ¤mtlich Gegenstand der
Entscheidungsfindung des Senats gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Der Senat konnte den Rechtsstreit ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, da
die Beteiligten sich hiermit Ã¼bereinstimmend einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§Â§
153 Abs. 1, 124 Abs. 2 SGG).

Die zulÃ¤ssige Berufung des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das
Sozialgericht die Klage abgewiesen. Der angefochtene Bescheid der Beklagten vom
11. Juni 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 26. Mai 2016 ist
rechtmÃ¤Ã�ig und beschwert den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Die Beklagte hat
es zu Recht abgelehnt, den Bescheid vom 10. Februar 2003 insoweit
zurÃ¼ckzunehmen, als darin weitere Arbeitsentgelte festzustellen seien, und die
Rechtswidrigkeit dieses Bescheides festgestellt. Zur BegrÃ¼ndung verweist der
Senat auf die zutreffenden GrÃ¼nde der erstinstanzlichen Entscheidung, die er sich
nach eigener PrÃ¼fung der Sach- und Rechtslage zu eigen macht.

Auch das Vorbringen im Berufungsverfahren rechtfertigt keine andere
Entscheidung. In dem vom KlÃ¤ger fÃ¼r seine Argumentation angefÃ¼hrten
Schreiben des Generaldirektors des VE MK Dr.-He. vom 10. Mai 1990 ist
ausgefÃ¼hrt, dass der Prozess der Umwandlung der Betriebe des VE MK in eine
GmbH "bis 30.06.1990 abzuschlieÃ�en" sei und fÃ¼r Sachverhalte nach dem 30.
Juni 1990 der zukÃ¼nftige Partner des KlÃ¤gers die Treuhandanstalt sei sowie der
KlÃ¤ger als vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer tÃ¤tig sein werde. TatsÃ¤chlich ist
dann die GmbH schon am 28. Juni 1990 gegrÃ¼ndet und der KlÃ¤ger als deren
vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer bestellt worden. Damit ist in Umsetzung der
Verordnung vom 1. MÃ¤rz 1990 zur Umwandlung von VEB in Kapitalgesellschaften
und des Beschlusses des Ministerrates vom 15. MÃ¤rz 1990 zum Statut der
Treuhandanstalt die dort gesetzte Frist zur Umwandlung der Betriebe des VE MK
Dr.-He. in eine GmbH eingehalten worden.

Der Senat verkennt nicht, dass die GrÃ¼ndung der I. GmbH i.G. und die Bestellung
des KlÃ¤gers zum vorlÃ¤ufigen GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer wenige Tage vor dem Stichtag
des 30. Juni 1990 in Bezug auf den fiktiven Anspruch auf Erteilung einer
Versorgungszusage zur AVItech weitreichende Konsequenzen fÃ¼r den KlÃ¤ger hat.
Diese Problematik ist jedoch allen Stichtagsregelungen immanent. Hierzu hat das
BSG ausgefÃ¼hrt, dass die Festlegung eines Stichtags â�� und auch des 30. Juni
1990 â�� verfassungsrechtlich grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig und â�� ungeachtet der mit
ihr verbundenen erheblichen HÃ¤rten â�� auch sachgerecht sei (BSG, Urteil vom
19. Oktober 2010 â�� B 5 RS 4/09 R -, juris RdNr. 16 mit Hinweis auf die
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) SozR 4-8560 Â§ 22 Nr. 1
RdNr. 42).

SchlieÃ�lich war der KlÃ¤ger nicht nur "pro forma" vorlÃ¤ufiger GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer
der I. GmbH i.G., sondern seine volle Arbeitskraft war durch die Wahrnehmung
dieser TÃ¤tigkeit gefordert. Dies ergibt sich aus den Inhalten des aktenkundigen
Anstellungsvertrages, wonach in Â§ 1 die Aufgaben und Pflichten, in Â§ 2 der
Umfang der GeschÃ¤ftsfÃ¼hrungsbefugnis und den Â§ 4 die HÃ¶he der BezÃ¼ge
festgelegt worden war. In Â§ 4 Abs. 1 des Anstellungsvertrages ist ein monatliches
Gehalt i.H.v. 3.200,00 DM und in Â§ 4 Abs. 2 ist geregelt, dass Mehr-, Sonn- und
Feiertagsarbeit als abgegolten gilt. Eine gleichzeitige TÃ¤tigkeit als Betriebsdirektor
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war von dem KlÃ¤ger nicht mehr in wesentlichem Umfang vertraglich geschuldet
und unter BerÃ¼cksichtigung des als GeschÃ¤ftsfÃ¼hrer geschuldeten
Arbeitseinsatzes auch nicht mÃ¶glich.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG bestehen
nicht. Insbesondere weicht der Senat nicht in entscheidungserheblicher Weise von
der Rechtsprechung des BSG ab.

Erstellt am: 24.08.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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